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Drucksache V/3169 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 17. Juli 1968 

1/3 — 20000 — 2539/68 IV 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die Durch- 
führung einer Repräsentativstatistik der Be- 
völkerung und des Erwerbslebens (Mikro- 
zensus) 


mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 326. Sitzung am 14. Juni 1968 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ent- 
wurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Im 
übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner 
Zustimmxung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckoi ei , 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bnd Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die 
Durchführung einer Repräsentativstatistik der Bevölkerung und 
des Erwerbslebens (Mikrozensus) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über die Durchführung einer Reprä- 
sentativstatistik der Bevölkerung und des Erwerbs- 
lebens (Mikrozensus) vom 21. Dezember 1962 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 767) wird wie folgt geändert: 

In § 1 werden die Worte „in den Jahren bis ein- 
schließlich 1968" gestrichen. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


1 . 

Das Gesetz über die Durchführung einer Repräsen- 
tativstatistik der Bevölkerung und des Erwerbs- 
lebens (Mikrozensus) vom 16. März 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 213) sah Erhebungen für die Jahre 
1956 bis 1959 vor. Durch das Gesetz vom 5. Dezem- 
ber 1960 (Bundesgesetzbl, I S. 873) wurde dieser 
Zeitraum bis 1962 verlängert und in seinem Merk- 
malskatalog ergänzt. Das Gesetz vom 21. Dezember 
1962 (Bundesgesetzbl. I S. 767), das an die Stelle 
der bisherigen Vorschriften trat, verlängerte den 
Zeitraum nochmals bis zum 31. Dezember 1968. 

Der Mikrozensus hat sich in den zehn Jahren seines 
Bestehens bewährt. Die Ergebnisse der Repräsen- 
tativerhebungen haben bestätigt, daß es auf diesem 
Wege möglich ist, wichtige statistische Unterlagen 
kurzfristig und kostensparend zu beschaffen. Der 
Mikrozensus soll deshalb eine unbefristete Rechts- 
grundlage erhalten. Dabei wird auf die Fassung des 
Gesetzes vom 21. Dezember 1962 (Bundesgesetzbl. I 
S. 767) zurückgegriffen. 

2 . 

Mit Hilfe des Mikrozensus ist es gelungen, über 
Struktur und Veränderungen des Erwerbslebens, 
die soziale Sicherheit und berufliche Ausbildung der 
Bevölkerung, die Eingliederung der Heimatvertrie- 
benen und Flüchtlinge sowie über die Verhältnisse 
der körperlich oder geistig Behinderten fortlaufend 
neuestes Zahlenmaterial zu erhalten. Die Enquete 
über die Situation der Frau in Beruf, Familie und 
Gesellschaft, der Familien- und Jugendbericht sowie 
die Sozialenquete konnten sich u. a. auf diese Daten 
beziehen. Die Zusatzbefragungen haben das Zäh- 
lungsprogramm der Volks- und Berufszählung 1961 
so entlastet und ergänzt, daß ihre Fortsetzung auch 
zugunsten des Zählungswerkes 1970 beabsichtigt ist. 
Im Rahmen der internationalen Zusammenarbeit 
entspricht die fortlaufende Erhebung sozialer und 
ökonomischer Tatsachen und Entwicklungen einer 


im Jahre 1952 gegebenen Empfehlung des Euro- 
päischen Wirtschaftsrates (OEEC). 

3. 

Der Mikrozensus hat zu einer erheblichen Rationali- 
sierung der gesamten amtlichen Statistik beigetra- 
gen. Durch seine Erhebung konnte der Zeitraum 
zwischen den großen Volkszählungen auf etwa zehn 
Jahre ausgedehnt werden. Die Wohnungs-, Einkom- 
mens- und Verbrauchsstichproben der letzten Jahre 
konnten durch Verwendung des Mikrozensus und 
seiner Erhebungsorganisation wesentlich verein- 
facht und verbilligt werden. Die Ergebnisse des 
Mikrozensus werden von zahlreichen öffentlichen 
und privaten Stellen sowie wissenschaftlichen Insti- 
tuten benötigt. 

4. 

Da der Umfang der Erhebungen sich nicht ändert, 
entstehen für Bund und Länder keine Mehrkosten. 
Die Kosten betragen nach dem Stand von Anfang 
1968 = 3,89 Millionen DM jährlich. Sie sind in den 
Haushalten des Bundes und der Länder bereits ver- 
•anschlagt, da der Mikrozensus schon seit dem Jahre 
1957 durchgeführt wird. 

Kosten der Repräsentativstatistik der Bevölkerung 
und des Erwerbslebens (Mikrozensus) pro Jahr 

in Millionen DM 



‘ V'';""- i Sadüid.e 

J'*'' . Kosl«. 

Kosten 

zusammen 

Bund 1 

i 

0,29 

0,10 

0,39 

Länder 

2,10 

1,40 

3,50 

zusammen 

2,39 

1,50 

1 3,89 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen; 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrutcs das folgende Gesetz beschlossen:“ 

Begründung 

Das Gesez bedarf der Zustimmung des Bundes- 
rates, weil es ein vom Bundesrat für zustim- 
mungsbedürftig gehaltenes Gesetz ausdrücklich 
ändert. 

2. In Artikel 1 ist der Satz nach dem Doppelpunkt 
wie folgt zu fassen: 

„In § 1 wird die Jahreszahl „1968" durch die 
Jahreszahl „1971“ ersetzt. 

Begründung 

Die bisher nur begrenzten Erkenntnisse über 
Möglichkeiten zur optimalen Gestaltung des Mi- 


krozensus lassen es zweckmäßig erscheinen, wei- 
ter zu prüfen, ob Art und Umfang der Erhebun- 
gen und die Verfahrensweise, wie sie nach der 
gegenwärtig geltenden Fassung des Gesetzes 
vorgesehen sind, notwendig und zweckmäßig 
sind. Anlaß zu einer Überprüfung ist besonders 
deshalb gegeben, weil der frühere Präsident des 
Statistischen Bundesamtes, Dr. G. Fürst, in einem 
kürzlich vorgelegten Gutachten zur „Überprü- 
fung des Programms der Bundesstatistiken" Mög- 
lichkeiten für Einschränkungen bei den Erhebun- 
gen zum Mikrozensus aufgezeigt hat. Die Befri- 
stung des Gesetzes auf weitere drei Jahre gibt 
der Bundesregierung und dem Gesetzgeber Ge- 
legenheit, die erforderliche Überprüfung der der- 
zeitig geltenden Regelung ohne Behinderung 
durch eine gesetzliche Dauerregelung vorzuneh- 
men. 


Anlage 3 


Auffassung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. 

Zu den Eingangsworten 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Bundesregierung hält das Gesetz nicht für zu- 
stimmungsbedürftig. § 6 Abs. 2 des Gesetzes über 
die Durchführung einer Repräsentativstatistik dtn* 
Bevölkerung und des Erwerbslebens (Mikrozensus) j 
vom 21, Dezember 1962 enthält lediglich eine mate- 
rielle Regelung. Es wird eine Aufgabe gestellt, ohne 
daß bestimmt wird, wie diese Aufgabe von den Län- | 
derbehörden durchzuführen ist. Im übrigen werden j 
nur die Anforderungen, die an die Persönlichkeit 
des Befragers zu stellen sind, festgelegt. 


Zu 2. 

Zu Artikel 1 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 


Eine nochmalige Befristung des Gesetzes erscheint 
der Bundesregierung nicht erforderlich. Der Mikro- 
zensus ist bereits während der Geltungsdauer der 
drei vorausgehenden Gesetze etwa gleichen Inhalts 
im Laufe von 12 Jahren mit Erfolg erprobt worden. 
Er hat sich sowohl in der Erhebungsmethode als 
auch in seinem Frageprogramm und seiner Aufberei- 
tungsart so eindeutig bewährt, daß er zu einem 
unentbehrlichen Bestandteil des laufenden nationa- 
len und supranationalen statistischen Programms 
geworden ist. Die verwaltungsvereinfachende und 
kostensparende Art statistischer Erhebungen in 
Form der Repräsentativbefragung ist besonders her- 
vorzuheben. 

Auch das Gutachten des ehemaligen Präsidenten des 
Statistischen Bundesamtes, Dr. G. Fürst, „zur Über- 
prüfung des Programms der Bundesstatistiken“ un- 
terstreicht den Wert des Mikrozensus in diesem 
Sinne. 

Im übrigen würde eine Dauerregelung zur Entla- 
stung der gesetzgebenden Körperschaften beitragen. 
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